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Kundmachung 

der Bezirkshauptmannschaft Bregenz 

gemäß § 48 Apothekengesetz (ApoG), RGBl.Nr. 5/1907 i.d.F. BGBl. I Nr. 100/2024 

Errichtung einer öffentlichen Apotheke 

Gemäß § 48 Apothekengesetz, RGBl. Nr. 5/1907 idgF, wird von der Bezirkshauptmannschaft Bregenz 
verlautbart, dass Mag. pharm. Claudia Wohlmuth, Römerstraße 31, 6900 Bregenz, mit Eingabe vom 
01.09.2025, eingelangt am 02.09.2025, ergänzt mit Schreiben vom 08.10.2025, um die Erteilung der 
Konzession zur Errichtung und zum Betrieb einer neuen öffentlichen Apotheke angesucht hat. Die 
künftige Betriebstätte wurde mit GSt.-Nr. 827/2 KG Hörbranz angegeben. 

Der Standort wird im Ansuchen wie folgt begrenzt: 

„Ausgehend von der geplanten Betriebsstätte Seestraße 17 Richtung Südosten der Seestraße ent-
lang bis zur Gemeindegrenze Lochau/Hörbranz. Von dort der Gemeindegrenze folgend bis zur 
Bahntrasse. Diese entlang Richtung Nordwesten bis zur Staatsgrenze. Die Staatsgrenze bzw. die 
Leiblach entlang bis zur Kreuzung mit der Seestraße. Von dort aus in die Unterhochstegstraße bis zur 
Maihofstraße. Diese über den gesamten Verlauf bis zur Seestraße und retour zur Betriebsstätte. 
Sämtliche Begrenzungslinien beidseitig.“ 

Im Verfahren haben folgende Personen Parteistellung: 

1. Konzessionsinhaber; 

2. bei als Personengesellschaft betriebenen öffentlichen Apotheken die Gesellschaft, vertreten durch 
den Konzessionsinhaber; 

3. Pächter; 

4. Fortbetriebsberechtigte gemäß § 15 Abs 2; 

5. Insolvenzverwalter; 

6. behördlich bestellte verantwortliche Leiter; 

7. gemäß § 29 Abs 3 und 4 des Apothekengesetzes betroffene Ärzte; 

8. Mitbewerber; 

9. mit der Vertretung der Verlassenschaft betraute Personen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 48 Abs. 3 Apothekengesetz (ApoG), RGBl.Nr. 5/1907 i.d.F. 
BGBl.I Nr. 100/2024, Personen, denen Parteistellung zukommt, innerhalb von sechs Wochen 
Einwendungen gegen die Neuerrichtung bei der Bezirkshauptmannschaft Bregenz einbringen können. 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass die Parteistellung endet, sofern innerhalb der Einspruchsfrist 
keine Einwendungen erhoben werden. § 42 Abs. 3 und 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991, gilt. 

Der Bezirkshauptmann 

Dr. Gernot Längle 


